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O¨ffentliche Investitionen und
Infrastrukturleistungen bei
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Gebhard Kirchga¨ssner∗
Der Anteil der o¨ffentlichen Investitionen an den gesamten o¨ffentlichen
Ausgaben, aber auch am Bruttoinlandsprodukt, ist in den vergangenen Jahr-
zehnten in vielen OECD-Staaten mehr oder weniger kontinuierlich zuru¨ck-
gegangen.1 Dies gilt, obwohl die Staatsquote nach einem deutlichen Anstieg
in den 1970er Jahren in den letzten beiden Jahrzehnten in einigen La¨ndern
weiter deutlich zugenommen hat und im OECD-Raum insgesamt praktisch
konstant geblieben ist.2 In vielen La¨ndern gab es jedoch Verschiebungen in
der Struktur der Staatsausgaben: Steigende Arbeitslosigkeit und die demo-
graphische Vera¨nderung fu¨hrten zu einem Anwachsen der U¨bertragungen,
die insbesondere die staatlichen Investitionen zuru¨ckgedra¨ngt haben. Auch
wenn es nach wie vor große Infrastrukturprojekte gibt, wie z.B. die Neue
Eisenbahn-Alpentransversale (NEAT) in der Schweiz, scheint es (zumindest in
der o¨ffentlich gea¨ußerten Meinung) doch eher so zu sein, dass die Infrastruktur
,,verlottert“, wie in westdeutschen Großsta¨dten, oder (noch) nicht hinreichend
ausgebaut ist, wie in Teilen Ostdeutschlands.3 Da im gleichen Zeitraum nicht
nur der Anteil der o¨ffentlichen Investitionen am Bruttoinlandsprodukt zuru¨ck-
gegangen ist, sondern sich auch – gerade in der Bundesrepublik Deutschland
und der Schweiz – das Wirtschaftswachstum stark verringert hat, stellt sich die
Frage nach der Kausalita¨t: Ist das Wachstum zuru¨ckgegangen, weil zu wenig
Mittel in die o¨ffentlichen Investitionen geflossen sind, oder wurde zu wenig
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1. Siehe hierzu de Haan, Sturm und Sikken (1996). Fu¨r die Schweiz siehe z.B. Kommission fu¨r
Konjunkturfragen (2004, S. 33ff.).
2. Siehe hierzu OECD Economic Outlook 75 (2004, S. 239).
3. Siehe z.B. Bund der Steuerzahler Schweiz: ,,Inzwischen verlottert teilweise bereits die einst vor-
bildliche Infrastruktur der Schweiz, ...“, in: Fo¨deralismus: Voraussetzung fu¨r eine kostengu¨nsti-
ge und effiziente Verwaltung, http://www.bds-schweiz.ch/indel schriftenreihe.htm (20/01/05),
oder: ,,Der Verzicht auf Investitionen in die sta¨dtische Infrastruktur hat Konsequenzen:
entweder die Stadt verlottert oder Investitionen werden spa¨ter und teurer nachgeholt
oder aber sie sind u¨berhaupt nicht mehr mo¨glich.“ Berliner Wirtschaft 2, Februar 2002.
(http://www.berlin.ihk24.de/share/bw archiv/bw2002/0202016a.htm) – Dass dies durch Priva-
tisierung nicht notwendig besser wird, zeigt das Beispiel der britischen Eisenbahnen, deren
Privatisierung selbst vom Economist als ,,disastrous failure“ bezeichnet wurde. (Britain’s Rail-
ways: The Rail Billionairs, 3. Juli 1999, S. 67–70.)
C© 2007 die Autoren
Journal compilation C© 2007, Verein fu¨r Socialpolitik und Blackwell Publishing Ltd. Published by Blackwell
Publishing Ltd, 9600 Garsington Road, Oxford, OX4 2DQ, UK and 350 Main Street, Malden, MA 02148, USA.
Gebhard Kirchga¨ssner
investiert, weil die o¨ffentlichen Einnahmen (in der Folge des geringen Wirt-
schaftswachstums) dies nicht zuließen?
In Zeiten leerer Kassen la¨sst sich (zumindest in der Schweiz) auch ein an-
deres Pha¨nomen beobachten: Leistungen, die bisher vom Staat erbracht und
den Bu¨rgerinnen und Bu¨rgern unentgeltlich (oder gegen geringe Gebu¨hren)
offeriert wurden, werden heute zunehmend privat erstellt und kostendeckend
abgerechnet; dies gilt z.B. im Entsorgungsbereich fu¨r den Bau und Betrieb von
Mu¨llverbrennungsanlagen. Selbst in Deutschland und der Schweiz wird zu-
dem u¨ber die Einfu¨hrung von Mautstraßen (auch fu¨r private Kraftfahrzeuge)
nachgedacht. Dies fu¨hrt dazu, dass die Bu¨rgerinnen und Bu¨rger dann, wenn
sie die gleichen Leistungen wie bisher beziehen wollen, ho¨here Kosten haben,
auch wenn sich dies in der Steuerrechnung nicht niederschla¨gt.
Schließlich werden Geba¨ude fu¨r die o¨ffentliche Verwaltung zunehmend
nicht mehr als Eigentum der o¨ffentlichen Hand erstellt, sondern von priva-
ten Firmen, die sie dann an die o¨ffentliche Hand langfristig vermieten. Dies
schla¨gt sich in verringerten o¨ffentlichen Investitionsausgaben nieder. Zudem
stehen, wie ein kurzer Blick ins Internet zeigt, eine Reihe von Ratha¨usern und
anderen o¨ffentlichen Geba¨uden zum Verkauf an bzw. wurden bereits verkauft,
um dann zuru¨ckgemietet zu werden. Inwieweit derartige Aktionen, die kurzfris-
tig die entsprechenden o¨ffentlichen Kassen aufbessern, langfristig ertragreich
sind, ist zumindest umstritten.
Sehr viel radikaler als all dies sind die privaten Sta¨dte. Diese entstanden zwar
zuerst in den Vereinigten Staaten und sind dort auch am sta¨rksten verbreitet,
aber bei weitem nicht auf diese beschra¨nkt; entsprechende Entwicklungen sind
auch in Europa zu beachten.4 Dass solche Entwicklungen wegen der damit
verbundenen Segregation der Gesellschaft nicht unproblematisch sind, du¨rfte
offensichtlich sein. Andererseits zeigen sie, dass tatsa¨chlich ein Großteil jener
Leistungen, die nach unserem bisherigen Selbstversta¨ndnis vom Staat erbracht
werden und mit Steuern finanziert werden sollten, auch durch private Firmen
bereitgestellt und u¨ber Gebu¨hren finanziert werden ko¨nnen. Dies gilt auch fu¨r
typische Infrastrukturaufgaben, soweit der Ausschluss von Nutzern durchge-
setzt werden kann, indem sie z.B. als Clubgu¨ter angeboten werden. Wie der
Irak-Krieg zeigt, ergibt sich eine private Bereitstellung inzwischen auch im
milita¨rischen Bereich, auch wenn die Finanzierung dort, zumindest was die
Bewachung staatlicher Einrichtungen betrifft, (im Wesentlichen noch) u¨ber
Steuern geschieht.
All dies zeigt, dass die Fragen nach der Notwendigkeit, der Bedeutung und
der Finanzierung (o¨ffentlicher) Infrastruktur sich heute anders stellen und zu-
mindest teilweise auch andere Antworten erfordern, als dies traditionell der
Fall war.5 Dies war der Ausgangspunkt dafu¨r, dass der Erweiterte Vorstand des
4. Zu den Vereinigten Staaten siehe z.B. Blakely und Snyder (1997) oder Schaltegger und Gmu¨nder
(1999), zu den Entwicklungen in Europa Glasze (2003) sowie die u¨brigen Beitra¨ge in Heft 4/2003
in Geographica Helvetica.
5. Zum traditionellen Ansatz siehe z.B. Frey (1970) sowie die Beitra¨ge in Simonis (1977).
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Vereins fu¨r Socialpolitik im Jahr 2004 beschlossen hat, die Kerntagung seiner
Jahrestagung 2006 unter das Thema ,,O¨ffentliche Investitionen und Infra-
strukturleistungen bei knappen Staatsfinanzen“ zu stellen. Vier Beitra¨ge dieses
Hefts sind schriftliche Fassungen von Plenumsreferaten, die zu diesem Thema
gehalten wurden. Dabei wurden aus der Fu¨lle mo¨glicher Fragestellungen drei
herausgegriffen, die insbesondere fu¨r die Bundesrepublik Deutschland von
zentraler Bedeutung sind: (i) Welchen Einfluss haben o¨ffentliche Infrastruk-
turausgaben auf die wirtschaftliche Entwicklung? (ii) Wie sieht die finanzielle
Situation der alten und neuen deutschen Bundesla¨nder aus? Ist ihre Finanz-
und Investitionspolitik als nachhaltig zu bezeichnen? (iii) Was bestimmt die
o¨ffentlichen Infrastrukturausgaben?
Jakob de Haan und Ward Romp (Universita¨t Groningen) geben einen U¨ber-
blick u¨ber die theoretische und empirische Literatur zum Zusammenhang zwi-
schen o¨ffentlichen Investitionsausgaben und Wirtschaftswachstum. Sie kom-
men zum Ergebnis, dass zwar nicht alle, wohl aber die Mehrheit aller dies-
bezu¨glichen Untersuchungen zu einem positiven Ergebnis kommt: O¨ffentliche
Infrastrukturausgaben beeinflussen das Wirtschaftswachstum im Allgemeinen
positiv. Allerdings ist der Einfluss nicht so stark, wie in einigen fru¨heren Studi-
en behauptet wurde, insbesondere in derjenigen von Aschauer (1989), die als
Ausgangspunkt der neueren Literatur betrachtet werden kann. Zudem ist da-
mit die Frage nicht beantwortet, ob die o¨ffentlichen Ausgaben eher zum Erhalt
der gegenwa¨rtigen Infrastruktur oder eher zu deren Ausbau eingesetzt werden
sollten. Zur Antwort darauf, die fu¨r jedes Land gesondert erfolgen muss, gibt
es bisher insbesondere fu¨r die La¨nder des deutschsprachigen Raums keine ge-
sicherten Aussagen.
Wolfgang Kitterer (Universita¨t zu Ko¨ln) und Helmut Seitz (Technische Univer-
sita¨t Dresden) betrachten die finanzielle Situation der deutschen Bundesla¨nder,
wobei letzterer sich auf die neuen Bundesla¨nder konzentriert. Dass hier die
Bundesla¨nder betrachtet werden und nicht der Bund, ha¨ngt damit zusam-
men, dass sie einen deutlich gro¨ßeren Anteil als dieser an den o¨ffentlichen
Infrastrukturausgaben haben. Außerdem gab es bei der Vereinigung zwischen
den alten und neuen Bundesla¨ndern massive Unterschiede, und es ist wichtig
zu erfassen, inwieweit solche Unterschiede heute noch bestehen.
Kitterer fragt zuna¨chst, ob die Finanzpolitik der Bundesla¨nder als nachhal-
tig bezeichnet werden kann. Er kann dies nur fu¨r drei La¨nder, zwei westliche
(Hessen und Nordrhein-Westfalen) und ein o¨stliches (Sachsen) feststellen, wo-
bei, wie er schreibt, ,,das Ergebnis fu¨r Nordrhein-Westfalen nicht vo¨llig ein-
deutig ist.“ Damit stellt sich die Frage, wie die Defizite der La¨nder begrenzt
werden ko¨nnen. Die durch das Grundgesetz vorgegebene Kreditgrenze, wo-
nach die Schuldenaufnahme die Kreditgrenze nicht u¨berschreiten darf, scheint
in der finanzpolitischen Praxis wirkungslos zu sein. Als wirksamste Methode
einer Schuldenbremse pla¨diert er daher fu¨r Regelungen, die, a¨hnlich wie in
einigen Kantonen der Schweiz, automatische Steuererho¨hungen vorsehen, so-
bald bestimmte Defizitgrenzen u¨berschritten werden. Bei den Bundesla¨ndern
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wu¨rde dies freilich eine (begrenzte) Steuerautonomie voraussetzen, die nur im
Rahmen einer grundlegenden Fo¨deralismusreform realisierbar ist.
Seitz zeigt zuna¨chst auf, dass in den neuen Bundesla¨ndern auch vergli-
chen mit den finanzschwachen westlichen La¨ndern heute massive Ausga-
benu¨berha¨nge bestehen, die im Zeitablauf abgebaut werden mu¨ssen, wenn
diese La¨nder mit dem Auslaufen des Solidarpakts II im Jahr 2019 finanziell
auf eigenen Beinen stehen sollen. Diese Ausgabenu¨berha¨nge resultieren insbe-
sondere aus einer u¨berma¨ßigen Personalausstattung. Andererseits sind heute
auch die investiven Pro-Kopf-Ausgaben in den neuen Bundesla¨ndern ho¨her
als in den finanzschwachen westlichen Bundesla¨ndern, auch wenn sie eine
sinkende Tendenz aufweisen. Dies kann dadurch gerechtfertigt werden, dass
dort nach wie vor Defizite in der Infrastrukturausstattung bestehen. Man muss
aber davon ausgehen, dass bei ihnen der Anteil der Investitionen langfristig
auf den Wert dieser westlichen Bundesla¨nder zuru¨ckgehen wird. Nach den von
Seitz durchgefu¨hrten Simulationen wa¨re dies mit Nachhaltigkeit der Finanz-
politik dieser Bundesla¨nder vereinbar. Ein Problem ergibt sich jedoch daraus,
dass durch den Finanzausgleich die ,,Rendite“ o¨ffentlicher Investitionen nur
zum geringsten Teil bei denjenigen La¨ndern anfa¨llt, welche diese Investitio-
nen finanzieren. Dadurch werden die Anreize, solche Investitionen zu ta¨tigen,
stark beeintra¨chtigt. Dies ko¨nnte nur dadurch gea¨ndert werden, dass die Bun-
desla¨nder zumindest eine begrenzte Steuerautonomie erhalten.
Andreas Stephan (Europa Universita¨t Frankfurt (Oder)) untersucht die Be-
stimmungsfaktoren o¨ffentlicher Investitionen. Dabei betrachtet er zuna¨chst
drei ,,rein wirtschaftliche“ Kriterien: O¨ffentliche Investitionen sollten (i) dort
geta¨tigt werden, wo ihr Grenzertrag am ho¨chsten ist, sie sollten (ii) vor allem
in strukturschwachen Regionen mit unterdurchschnittlichem Einkommen er-
folgen, und sie sollten so erfolgen, dass die Infrastrukturausstattung aller Re-
gionen mo¨glichst ausgeglichen wird. Es geht somit um die Kriterien Effizienz,
Umverteilung und Ausgleich, die miteinander in Konflikt stehen ko¨nnen. In
der Vergangenheit scheint das Kriterium der Umverteilung die regionale Ver-
teilung von Infrastrukturinvestitionen am ehesten zu erkla¨ren. Diese Kriterien
sind freilich nicht die einzigen relevanten Bestimmungsfaktoren. Dazu treten
politische U¨berlegungen. So sind z.B. die erhaltenen Finanzzuweisungen und
die daraus finanzierten Investitionen in deutschen Gemeinden – ceteris pari-
bus – ho¨her, wenn die lokale Mehrheitspartei auch die Partei der jeweiligen
Landesregierung ist. Auch erhalten Sta¨dte, in denen der Wahlausgang eher of-
fen ist, (ebenfalls ceteris paribus) mehr Zuweisungen, um Stimmen von Wech-
selwa¨hlern zu gewinnen. Es ist somit eine Kombination wirtschaftlicher und
politischer Faktoren, welche die Ho¨he und Verteilung von Infrastrukturausga-
ben auf den Ebenen der Bundesla¨nder (bzw. in anderen La¨ndern der Regionen)
und der Gemeinden bestimmt.
Fasst man die Ergebnisse dieser Arbeiten zusammen, dann ergibt sich
zuna¨chst, dass man davon ausgehen kann, dass o¨ffentliche Investitionen das
Wachstum fo¨rdern. Keine Aussagen sind jedoch daru¨ber mo¨glich, ob das heute
in Deutschland geta¨tigte Ausmaß o¨ffentlicher Investitionen optimal ist oder
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ob es in Westdeutschland nicht wieder gesteigert werden sollte. Bei der Bereit-
stellung dieser Investitionen spielen nicht nur wirtschaftliche (bzw. gesamt-
gesellschaftliche), sondern auch (partei-)politische U¨berlegungen eine Rolle.
Dies du¨rfte zur Suboptimalita¨t des Einsatzes dieser Gelder beitragen, sich aber
auch kaum vermeiden lassen. Bezu¨glich der Nachhaltigkeit der Finanzen der
einzelnen Bundesla¨nder ergibt sich ein eher du¨steres Bild, und zwar sowohl in
Ost- wie auch in Westdeutschland. Dies ko¨nnte gea¨ndert werden, aber dafu¨r
bedu¨rfte es vor allem einer Reform des deutschen Fo¨deralismus, die insbeson-
dere den Bundesla¨ndern eine begrenzte Steuerautonomie gewa¨hren wu¨rde. Da-
mit ko¨nnten fu¨r diese die Anreize, in die Infrastruktur zu investieren, versta¨rkt
werden.
Ebenfalls enthalten ist in dieser Sondernummer die Thu¨nen-Vorlesung von
Dennis C. Mueller (Universita¨t Wien) zum Thema ,,Wettbewerb und Leistung
auf zwei ungewo¨hnlichen Ma¨rkten“. Er betrachtet den Markt fu¨r Unterneh-
menskontrolle und den akademischen Markt und vergleicht die Situation in
den Vereinigten Staaten mit jener in Europa. Dabei kommt er zu dem Ergebnis,
dass in beiden Ma¨rkten in Europa deutlich weniger Wettbewerb herrscht als in
den Vereinigten Staaten, was negative Konsequenzen hat. Man ko¨nnte die Sys-
teme in Europa dadurch verbessern, dass man mehr Wettbewerb zula¨sst, ohne
dass man dadurch Einbußen in der Lebensqualita¨t befu¨rchten mu¨sste. Diese
scha¨tzt Mueller na¨mlich in Europa ho¨her ein als in den Vereinigten Staaten.
Es geht also nach seiner Auffassung nicht darum, dass ,,in Amerika alles besser
ist“, sondern darum, die Situation in Europa durch das bessere Funktionieren
dieser beiden Ma¨rkte weiter zu verbessern.
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